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Die CDU/CSU plant, die Steuern für Bürger*innen und Unternehmen
zu senken. Um das zu finanzieren, sollen Einsparungen beim Bürger-
geld und bei Geflüchteten gemacht werden. Das Bürgergeld soll durch eine
„Neue Grundsicherung“ ersetzt werden. Dabei sollen härtere Strafen für Ver-
stöße gelten. 

Beim Thema Rente bleibt das Rentenalter bei 67 Jahren. Angaben
zur genauen Rentenhöhe fehlen jedoch. 

In der Migrationspolitik will die CDU/CSU weniger Geflüchtete nach
Deutschland lassen. Grenzen sollen stärker kontrolliert werden und
Asylverfahren sollen in anderen Ländern stattfinden. 

Die Partei plant, die Wehrpflicht wieder einzuführen. Außerdem möchte sie
die Ukraine weiterhin mit Waffen unterstützen. 

Das Selbstbestimmungsgesetz, das die Änderung von Geschlecht und Namen
erleichtert, soll abgeschafft werden. Die CDU/CSU begründet das mit dem
Schutz von Kindern und Jugendlichen.
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Die Christlich Demo·kratische Union ist eine Partei.
Die Christlich Demo·kratische Union heißt auch CDU.
Die Christlich-Soziale Union heißt auch CSU.

Christlich-demokratische Union / 
Christlich-soziale Union (CDU/CSU)

https://www.kjr-lsa.de/wp-content/uploads/2023/12/2025-KJR-Falzflyer-12x18cm-Wahl-Leichtverstaendlich-web.pdf

Das Selbstbestimmungs·gesetz soll abgeschafft werden. 
Die Partei sagt, das ist zum Schutz von Kindern und Jugendlichen.

Die Wehr·pflicht soll wieder eingeführt werden.
Die Ukraine soll weiter Waffen bekommen.

Die CDU/CSU will weniger Geflüchtete ins Land lassen.
Grenzen sollen stärker kontrolliert werden.
Asylverfahren sollen in anderen Ländern gemacht werden.

Das Renten·alter bleibt bei 67 Jahren.
Wie hoch die Rente wird, hat die Partei nicht gesagt.

Dafür soll beim Bürger·geld und bei Geflüchteten gespart werden.
Das Bürgergeld soll es nicht mehr geben.
Stattdessen soll es eine „Neue Grund·sicherung“ geben.

Steuern für Bürger und Unter·nehmen sollen sinken.


